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Italien
Roman Maruhn

Mit der Unterzeichnung des Vertrages über die Europäische Verfassung in Rom am 29.
Oktober 2004 hat die italienische Regierung den Erfolg erreicht, dass auch in Zukunft der
die Europäische Union (EU) begründende Rechtstext mit der italienischen Hauptstadt sym-
bolisch verbunden bleibt: Den Römischen Verträgen folgt nun die Verfassung von Rom.

Am 23. Juli 2004 wurde Europaminister Rocco Buttiglione als italienisches Mitglied für
die neue Kommission unter Präsident José Manuel Durão Barroso nominiert. Mario Monti,
renommierter Wettbewerbskommissar der Prodi-Kommission, hatte erst kurz zuvor ein
Angebot von Ministerpräsident Silvio Berlusconi abgelehnt, das Amt des entlassenen
Wirtschafts- und Finanzministers Giulio Tremonti zu übernehmen. Für die Quasi-Entlas-
sung Montis aus der Kommission kassierte die Regierung in Rom scharfe Kritik von Politik,
Wirtschaft und Medien. Beobachter sahen in dem Vorgang einen persönlichen Racheakt
Berlusconis an Monti, der in der Kommission als Leistungsträger bekannt war. Buttiglione,
der seine christdemokratische Splitterpartei CDU (Cristiani Democratici Uniti) in die
Neugründung UDC (Unione dei Democratici Cristiani e Democratici di Centro) einbrachte
und deren Vorsitzender er wurde, verfügte als „Minister für die Gemeinschaftspolitiken“
über kein genuines Ressort, sondern fungierte eher als Vermittler zwischen Rom und
Brüssel. Dem Philosophieprofessor werden enge Verbindungen zum Vatikan nachgesagt. In
der Öffentlichkeit wirkt Buttiglione eher wie eine feuilletonistische Gestalt als ein Politiker.
Dass der rechte Christdemokrat und bekennende Anhänger des ehemaligen deutschen
Bundeskanzlers Helmut Kohl für eine Aufgabe in der Europäischen Kommission besser
geeignet sein soll als Monti, ist auszuschließen. Eher ist zu vermuten, dass Berlusconi sich
mit dieser Entscheidung eines innenpolitischen Problems entledigt hat und die Kommission
als personalpolitischen Entsorgungsbetrieb behandelt.

Keine Verfassung unter italienischer Präsidentschaft

Italiens EU-Ratspräsidentschaft im zweiten Halbjahr 2003 wird im Allgemeinen als weit-
gehend gescheitert betrachtet.1 Dieses Urteil ist eng mit der fehlenden Einigung über die
Europäische Verfassung auf dem Brüsseler Gipfel vom 12./13. Dezember 2003 verbunden.
Die Frage, ob aber ein anderes Land oder eine andere Regierung zu diesem Zeitpunkt die
Regierungskonferenz hätte erfolgreich abschließen können, lässt sich nicht beantworten.
Zwar ist das Verhandlungsmanagement der italienischen Präsidentschaft und hier im
Besonderen das persönliche Auftreten von Regierungschef Berlusconi umstritten, aller-
dings darf davon ausgegangen werden, dass im Gefolge der Irak-Krise und der internen
Lagerbildung in der EU die Positionen in den entscheidenden institutionellen Fragen der
Verfassung zwischen Polen und Spanien auf der einen und Deutschland, Frankreich und
der großen schweigenden Mehrheit der EU-Staaten auf der anderen Seite so weit ausein-
ander lagen, dass ein Ausgleich zu diesem vergleichsweise frühem Stadium der Regie-
rungskonferenz unmöglich war und der erfolgreiche Abschluss der Verfassungsverhand-
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lungen unter der nachfolgenden irischen Ratspräsidentschaft quasi das Scheitern des ersten
Gipfels unter Italiens Vorsitz voraussetzte. So kommentiert auch Rocco Cangelosi,
Ständiger Vertreter Italiens bei der EU, „dass die Zeit einfach noch nicht für den Qualitäts-
sprung reif war, den die Annahme der Verfassung für die Europäische Union bedeutet.“2

Rom hatte während seiner Präsidentschaft einen Spagat zu überstehen, der seinen
Ausdruck in einer Art von doppelter Realität findet: In den großen Zügen der Europapolitik
gibt sich die Regierung Berlusconi seit Amtsantritt kooperativ und integrationsfreundlich.
Geht es jedoch an die konkrete Umsetzung von weiteren Integrationsschritten neigt Italien
in jüngster Zeit dazu, Entscheidungen zu blockieren, zu verzögern oder egoistisch abän-
dern zu wollen. Diese Kursänderung in der Unterstützung der europäischen Integration
schwächt das um seinen Status als „großer Mitgliedsstaat“ kämpfende Italien: In der
Europapolitik wird im direkten Vergleich zu Frankreich, Deutschland und Großbritannien
eine besondere Führungsschwäche Roms erkannt.3

In der Regierungskonferenz um die Verfassung wird der konkrete Vorwurf gemacht,
dass die umstrittensten Fragen in der Debatte zu lange ausgespart und nicht am großen
Tisch diskutiert wurden. In den Ergebnissen ihrer Präsidentschaft4 spricht die Regierung in
Rom davon, dass nach anfänglich 95 strittigen Punkten alle Fragen bis auf wenige – aber
entscheidende – Probleme gelöst werden konnten. Unverständlich bleibt aber, dass die iri-
sche Präsidentschaft nach ihrem Antritt im Januar 2004 erst eine Tour durch die Haupt-
städte der sich erweiternden EU absolvieren musste, um den von der italienischen Präsi-
dentschaft angeblich erreichten Verhandlungsstand zu rekonstruieren. Ein Dokument, das
die in den Verfassungsverhandlungen erzielten Fortschritte widerspiegelte, wurde von
Italien nicht vorgelegt. Darüber hinaus hat sich die Präsidentschaft in ihrer neutralen Rolle
sehr zurückgehalten und zu wenig für die Bildung von konstruktiven Gestaltungsgruppen
in der Regierungskonferenz gesorgt.5 Rom verteidigte aber den Konventsentwurf als allei-
nige Verhandlungsbasis für die Verfassung. Dass sich der Grundbestand des Arbeits-
ergebnisses des Europäischen Konvents auch weitgehend im Verfassungsvertrag wieder
findet, ist auch ein Verdienst der italienischen Präsidentschaft.

Italien setzte aus eigenem Interesse außerdem ein Investitionsprogramm durch, das als
„Europäische Aktion für Wachstum“6 vom Europäischen Rat verabschiedet wurde. Mit
einem Volumen von 62 Mrd. Euro und der Identifizierung von 56 Projekten für den Zeit-
raum 2004 bis 2010 handelt es sich hier um ein großes Programm, dessen direkte und
schnelle Konjunktureffekte aber nicht überbewertet werden sollten. Die Initiative wurde
von der ursprünglich italienischen Wunschliste an reinen Infrastrukturinvestitionen auch
auf immaterielle Bereiche („Humankapital“) umgeändert und soll der Lissabonner Agenda
zusätzliche Dynamik verleihen. Auch wenn sich der Erfolg erst noch einstellen muss, darf
das Agenda-Setting dieses europäischen Konjunkturprogramms und seine Umsetzung als
europapolitischer Erfolg der italienischen Ratspräsidentschaft gewertet werden.

Frustrierend fällt dennoch einmal mehr die Antwort auf die ewige Leitfrage der italieni-
schen Außenpolitik „Come contare di più? Wie kann Italien mehr zählen?“ aus, wie Rom
seinen Einfluss in Europa und der Welt vergrößern kann. Dazu wird vermerkt, dass es schon
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5 Ettore Greco: La politica estera dell’Italia, in: Colombo / Ronzitti, S.60.
6 Europäischer Rat (Brüssel), Tagung vom 12. und 13. Dezember 2003, Schlussfolgerungen des Vorsitzes.



symptomatisch für die begrenzten Möglichkeiten Italiens in der Europapolitik sei, dass das
sich immer stärker herausbildende deutsch-französisch-britische Dreier-Direktorium in ver-
schiedenen Politikbereichen – in der Verteidigungspolitik im Rahmen der Verhandlungen
um die Verfassung und in der Frage von Atomkontrollen im Iran im Rahmen der
Außenpolitik – erfolgreich zusammenarbeitet.7 Hier hat Italien aber auch aktiv sein eigenes
europapolitisches Potenzial geschwächt. Als Beispiel dafür mag der EU-Russland-Gipfel
dienen, als Ratspräsident Berlusconi entgegen der politischen Linie der Europäischen Union
den russischen Präsidenten Wladimir Putin vor Kritik an dessen Vorgehen in den Fragen
Tschetschenien und Yukos in Schutz nahm. Das Europäische Parlament kritisierte in einer
Entschließung vom 20. November 2003 die Eigenmächtigkeit Berlusconis.

Das Parlament untersuchte unabhängig davon auch die Situation der Meinungsfreiheit,
stellte in einem Bericht8 fest, dass insbesondere in Italien die Medienfreiheit verletzt werde
und forderte die Kommission auf, einen Richtlinienvorschlag zur Wahrung der
Meinungsvielfalt auszuarbeiten.

Trendwende in der Akzeptanz der Europäischen Union?

Die Akzeptanz der Europäischen Union hat dem Eurobarometer 61 (Umfragemonat April
2004)9 zufolge in Italien einen nennenswerten Einbruch zu verzeichnen: Der Länderbericht10

stellt fest, dass die Europa-Begeisterung leicht zurückfällt. Zwar sind die Italiener EU weit
an der Spitze der Befürworter der Europäischen Union, allerdings bewegt sich dieses hohe
Niveau gegenwärtig abwärts in Richtung des EU-Durchschnitts.  So bewerteten nur noch
54% der Befragten die Mitgliedschaft in der EU als eine gute Sache (EU-Durchschnitt
48%). Lediglich 49% der befragten Italiener sahen Vorteile (EU-Durchschnitt 47%), wäh-
rend 37% (EU-Durchschnitt 35%) keine Vorteile in der EU-Mitgliedschaft erkennen konn-
ten. Zwar veränderten sich die Werte über die vergangenen Jahre zum Teil recht stark, aber
die letztgenannte Zahl von 37% der Befragten, die keine Vorteile in der EU-Mitgliedschaft
sehen können, stellt eine absolute Spitze seit Existenz dieser Fragestellung (April 1983) dar.
Zudem wird hier erstmals auch der EU-Durchschnitt deutlich überschritten.

Entsprechend muss man fragen, ob die traditionelle Neigung der Italiener zur bedin-
gungslosen Unterstützung der europäischen Integration der Vergangenheit angehört. In den
Fragen der positiven Einstellung gegenüber der EU-Mitgliedschaft und der daraus entste-
henden Vorteile zeigt sich die klare Tendenz zur Verminderung auf ein niedrigeres
Niveau.11 Die Wertschätzung der EU durch die italienischen Bürger hat – zumindest in den
Dimensionen von Eurobarometer – einen historischen Tiefstand erreicht.

Ebenso befindet sich der Euro in der öffentlichen Meinung im freien Fall: Lag die
Zustimmung der Italiener zur Gemeinschaftswährung im April 2003 noch bei 82% und im
November 2003 bei 71%, so erreicht der Euro mittlerweile nur noch bei 69% der Bürger
Zustimmung und bei 27% sogar offene Ablehnung. Für ein Land, das erhebliche Probleme
mit der nationalen Währung hatte und wie kein anderes um die Aufnahme in die Eurozone
gekämpft hatte, sind dies dramatische Zahlen. Zwar erklärt der Länderbericht den sinken-
den Rückhalt für den Euro mit dem im EU-Vergleich außergewöhnlichem Preisauftrieb
seit Inkrafttreten der dritten Stufe der Währungsunion, aber zusätzliche Dynamik dürfte
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11 Ebd., S.40.



die Kritik auch dadurch erhalten haben, dass Teile der Regierung den Euro offen kritisier-
ten und die Verantwortlichen bei der Bargeldeinführung offensichtlich versagten.12

Generell steht zu befürchten, dass die vorliegenden, sich verschlechternden Werte der
eigentlich immer Europa freundlichen Italiener auf die offene Agitation der Koalitions-
regierung gegen die EU und ihre Institutionen zurückzuführen ist.

Zerfallserscheinungen in der Regierung

EU-Kommissionspräsident Romano Prodi meldete sich weit vor Ablauf seines Mandats in
Brüssel in Italien zurück und setzte sein Renommee in der innenpolitischen Auseinander-
setzung ein, was ihm in den Medien die Aufforderung zum Rücktritt von seinem Brüsseler
Amt einbrachte.13 Mit dem Manifest „Europa: Il sogno, le scelte“ eröffnete Prodi an der Spitze
der Mitte-Links-Bewegung „Uniti nell’Ulivo“ den Europawahlkampf und die offene
Auseinandersetzung mit Regierungschef Berlusconi. Regulär finden erst im Frühjahr 2006
wieder allgemeine Parlamentswahlen statt, aber die Anzeichen einer existentiellen Regie-
rungskrise verdichten sich, seitdem die größte Regierungspartei Forza Italia (FI) in den
Europa-, Kommunal- und Provinzialwahlen vom Juni 2004 schwer verloren hat. Spektakulär
war die erzwungene Entlassung von Minister Tremonti, der spätestens seit dem zweiten
Parteikongress der FI als sicherer Nachfolger und politischer Erbe Berlusconis galt. Tremonti
hatte die Aufgabe den Staatshaushalt konform zu den Regeln des Stabilitäts- und Wachstums-
pakts zu gestalten und scheiterte daran, dass er die notwendigen Einsparungen nicht gegen die
Koalitionspartner durchsetzen konnte. Mit der Entlassung Tremontis gelang es Gianfranco
Fini, Chef des Koalitionspartners Alleanza Nazionale (AN), einen wichtigen Konkurrenten
im Kampf um die Nachfolge Berlusconis als Kopf des Mitte-Rechts-Lagers vorerst aus der
ersten politischen Reihe zu entfernen. Dass Berlusconi Tremonti fallen lassen musste, wird
als schwere Niederlage des Regierungschefs und Zeichen der Schwäche gewertet. Zeitgleich
hat die Regierung auch den Rückhalt in weiten Kreisen der Wirtschaft verloren, die anfäng-
lich dem Unternehmer-Ministerpräsidenten Berlusconi gegenüber positiv eingestellt war.

Verschlechterung der wirtschaftlichen Rahmendaten

Italiens Haushaltsdefizit droht bereits 2004 die Drei-Prozent-Marke zu überschreiten und
2005 4,4% zu erreichen. Damit wäre Italien das dritte und letzte große Land der Eurozone
nach Deutschland und Frankreich, das ein übermäßiges Haushaltsdefizit zu verzeichnen
hätte. Gradmesser für die schwieriger gewordene Haushaltslage Italiens ist die Einbuße an
Kreditwürdigkeit: Am 7. Juli 2004 senkte die Rating-Agentur Standard & Poor’s Italiens
Bonität von „AA“ auf „AA-“ – eine Premiere für ein Mitgliedsland der Währungsunion.
Daraus ergibt sich eine negative Rückkoppelung für die Sanierung des Haushalts: Da mit
dem schlechteren Rating voraussichtlich auch die Zinslast steigen wird, kann eine Konsoli-
dierung der Staatsschuld nur schwieriger werden. Zudem greift die Senkung der Bonität die
Glaubwürdigkeit der Regierung an. In direktem Zusammenhang damit steht das bereits
2001 gegebene Wahlversprechen Berlusconis, umfangreiche Steuersenkungen durchzufüh-
ren und das Steuersystem auf ein einfaches dreistufiges Modell umzubauen. In Erwartung
von dafür benötigten 12 Milliarden Euro gehen Experten von einem weiteren Steigen des
Defizits aus. Gleichzeitig läuft das Sozialsystem, besonders die Renten, auf der Kostenseite
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aus dem Ruder. Zwar ist ein erster Einschnitt beim Rentenalter vom Parlament verabschie-
det worden; bis erste Effekte sichtbar werden, wird aber viel Zeit vergehen.

Große Sorgen muss sich Italien über die Wettbewerbsfähigkeit seiner Industrie im glo-
balen Vergleich machen: Während die Weltwirtschaft 2003 stark anzog, ging der Gesamt-
export Italiens um 4,3% zurück. In der Top Ten der bei den Ausfuhren erfolgreichsten
Staaten liegt Italien mit einem Weltmarktanteil von 3,9% auf Platz acht hinter den Nie-
derlanden, nachdem man 1998 immerhin noch 4,6% des globalen Exports produzierte.14

Streitkräfte als Mittel der Außenpolitik

Ende 2003 befanden sich knapp 8.050 italienische Soldaten in UNO-, EU-, NATO- oder
nationalem bzw. bilateralem Auftrag in Auslandseinsätzen. Davon waren 4.000 auf dem
Balkan, 2.800 im Irak, 1.000 in Afghanistan und 250 auf anderen Schauplätzen eingesetzt.
Mit seinem militärischen Beitrag stärkt Italien sein außenpolitisches Profil. Mit der
Mission Antica Babilonia im Irak stellt Italien neben Großbritannien das größte Truppen-
kontingent eines EU-Mitgliedstaats an der Seite der Vereinigten Staaten von Amerika.
Überschattet wird das Engagement vom Anschlag auf eine Basis im Stadtzentrum von
Nassiriya am 12. November 2003, bei dem 19 italienische Soldaten und Zivilisten ums
Leben kamen. Im Konflikt mit der so genannten Mahdi-Armee Mitte Mai 2004 wurde auch
das italienische Kontingent in Kampfhandlungen verwickelt, bei denen ein Soldat getötet
wurde. Im Verlauf der Mission ist es den italienischen Streitkräften nicht gelungen, ihren
Auftrag der humanitären Hilfe und des Wiederaufbaus klar vom Charakter der militäri-
schen Besetzung der britischen und US-Truppen abzugrenzen.

Innenpolitisch ist die Beteiligung italienischer Soldaten an der de facto Besetzung des
Iraks durch die USA und Großbritannien umstritten: Das traditionelle Prinzip, wonach das
Parlament im breiten Konsens zwischen Regierung und Opposition Truppen ins Ausland
entsendet, konnte beim Irak-Einsatz nicht aufrecht gehalten werden.

Bilanz der Europapolitik der Regierung Berlusconi II

Überraschend mag der Befund sein, dass das offizielle Rom eine Perzeption des EU-
Binnenverhältnis verbreitet, das Italien sowohl in der Frage des Irakkriegs als auch in den
Verhandlungen um die Verfassung im gemäßigten Zentrum der EU sieht, während die
extremen Pole auf der einen Seite von Spanien und Polen und auf der anderen Seite von
Frankreich und Deutschland gebildet werden. Das Profil der italienischen Europapolitik
wird von der Wissenschaft als „unklarer“ bezeichnet und habe „nicht wenige Ungewiss-
heiten und Widersprüche“15 gezeigt. Die europapolitische Passivität Roms wird aber auch
mit der zurückhaltenden Vermittlerrolle erklärt, die Italien während seiner Präsidentschaft
einnahm.16 Das niedrige Profil italienischer Europapolitik ist aber kein Novum, sondern
seit der Ausrufung einer „Moderationsrolle“17 als europapolitisches Leitmotiv nach dem
Rücktritt von Außenminister Renato Ruggiero Anfang 2002 bekannt.

In der Analyse italienischer Europapolitik lässt sich eine weitere Neuigkeit feststellen:
Vermutlich aufgrund der europapolitischen aber auch internationalen Positionierung der
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Regierung Berlusconi II hat mittlerweile ein Perspektivenwechsel der Positionierung
Roms innerhalb der EU stattgefunden, der auch von Teilen der Wissenschaft und Publi-
zistik vollzogen wurde. Auf deklaratorischer Ebene wird immer wieder auf das Erbe der
integrationsfreundlichen Europapolitik Italiens seit Alcide De Gasperi in der Nachkriegs-
zeit rekurriert. Die unter Berlusconi vollzogene europapolitische Wende wird in der offi-
ziellen Debatte damit erklärt, dass die Regierung dem atlantischen Pfeiler18 jetzt größeres
Gewicht einräume und dass der Irakkrieg die EU-Mitgliedstaaten nicht nur kurzfristig,
sondern anhaltend gespalten habe. Insofern habe Rom den Beziehungen mit Washington
einfach nur Vorrang vor denen mit Paris und Berlin gegeben.19

Diese Interpretation greift aber zu kurz und löst den dadurch entstehenden Konflikt
zwischen der Abwendung vom intensiven Beziehungsgeflecht der EU und der Hinwen-
dung zu einer nur wenige Politikfelder umfassenden ad-hoc-Zusammenarbeit mit den USA
nicht auf. Vielmehr muss die Skepsis Roms gegenüber der europäischen Integration mit der
Zusammensetzung der Regierung aus der europafeindlichen Lega Nord, der integrations-
freundlichen UDC, der den Privatinteressen Berlusconis dienenden FI und der rechtssozi-
alen AN erklärt werden. Aus einer in ihren Zielen divergierenden und unberechenbaren
Koalition kann weder eine aktive noch eine positive Europapolitik resultieren. In diesem
europapolitischen Geburtsfehler der Regierung Berlusconi liegt das Haupthindernis für
eine der Größe und der Bedeutung Italiens entsprechende Positionierung Roms in der EU.
Ein EU-Mitgliedstaat kann und darf sich nicht auf längere Zeit von der europäischen
Integration verabschieden, da er damit die positive Mitkontrolle über aus seiner Souverä-
nität abgetretene Politikbereiche verliert. Das Image der europäischen Integration hat in
der italienischen Öffentlichkeit bereits beträchtlichen Schaden durch Regierungshandeln
erlitten. Rom wird seiner notwendigen Vorbildrolle in europäischen Angelegenheiten
gegenüber den Bürgern nicht gerecht. Die einzigen Institutionen, die in der italienischen
Öffentlichkeit noch glaubwürdig die europäische Integration verteidigen, sind der Staats-
präsident Carlo Azeglio Ciampi und der Unternehmerverband Confindustria.

Den EU-Partnern bleiben die Hände gebunden, auch wenn die implizite Voraussetzung
für eine Mitgliedschaft in der EU, eben dass die Regierungen die europäische Integration
unterstützen und befördern, für Italiens Regierung nicht mehr zu gelten scheint. Aus per-
sönlichen Motiven der an der Regierung Beteiligten und der taktischen Entscheidung zu
Gunsten Washingtons und zu Ungunsten der Europäischen Union, hat Rom diesen still-
schweigenden Konsens gebrochen. Die im Rahmen der EU-Mitgliedschaft noch mögliche
einseitige außenpolitische Ausrichtung Italiens auf einen proatlantischen und proamerika-
nischen Kurs zeigt, dass externe Faktoren unter ungünstigen innenpolitischen Bedin-
gungen zu einem europapolitischen Totalausfall eines wichtigen EU-Mitgliedsstaats füh-
ren können. Rom droht europapolitisch kurzfristig in die Isolation zu geraten und lang-
fristig in Bedeutungslosigkeit zu versinken, gerade nachdem sowohl Spanien als auch
Polen wieder die Zusammenarbeit mit Berlin und Paris suchen.
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